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1. Einleitung

 

Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages sind laut Artikel
38 GG Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht gebunden und
nur ihrem Gewissen verpflichtet. Das so genannte „freie Mandat“, das sich aus
diesen Worten für die Abgeordneten ergibt, soll deren Freiheit und
Unabhängigkeit sichern. Es ist bekannt, dass das freie Mandat im Zuge der
Parteiendemokratie und der mit ihr einhergehenden nötigen Geschlossenheit von
Parteien, nicht selten in Konflikt gerät. Im Parlamentsalltag besteht ein
ständiger Dualismus zwischen der Rolle des Abgeordneten als eigenständigem
Akteur auf der einen und als Parteimitglied auf der anderen Seite.

 

Dieser Konflikt ist nicht der Einzige, durch welchen
Kritiker das freie Mandat unserer Bundestagsabgeordneten in Gefahr sehen: Die
von den Bundesregierungen zahlreich gegründeten informellen Gremien, wie
Konsensrunden und Kommissionen, lassen ähnliche Befürchtungen aufkommen.
Kritiker betonen, dass die Arbeit informeller Gremien vor allem durch die
Teilnahme ausgewählter Wissenschaftler und Interessenvertreter, zu einer
Entmachtung des Parlaments und damit auch zu einer erheblichen Beschneidung der
Rechte der Abgeordneten führe. Die Kritiker sehen die Einfluss- und
Beteiligungschancen der Abgeordneten bei wichtigen Entscheidungen stark
gefährdet, da statt ihrer selbst, Interessensvertreter mit
Regierungsmitgliedern hinter verschlossenen Türen maßgeblich am
Aushandlungsprozess von Gesetzen beteiligt sind. Kann man also noch vom „freien
Mandat“ der Abgeordneten sprechen, wenn diese schließlich im Plenum über jene
Gesetzesentwürfe abstimmen, von deren Entstehung sie zuvor bewusst
ausgeschlossen wurden? Können die Abgeordneten unter diesen Umständen ihrer
Verantwortung gegenüber der Wählerschaft „als Vertreter des ganzen Volkes“
überhaupt noch gerecht werden? Oder handelt es sich hierbei um eine übertriebene
„Krisendiagnose“[1],
die die Notwendigkeit konkordanzdemokratischer Elemente der Staatstätigkeit
verkennt?

 

In meiner Hausarbeit möchte ich der Frage auf den Grund
gehen, ob  informelle Gremien die verfassungsrechtliche Stellung der
Abgeordneten des Bundestages im politischen System der BRD gefährden. An dieser
Stelle möchte ich einfügen, dass ich im Laufe dieser Arbeit mit
„verfassungsrechtlicher Stellung“ der Abgeordneten im Bundestag, stets das
freie Mandat meinen werde. Zu aller erst möchte ich die Entwicklung der
verfassungsrechtlichen Stellung der Abgeordneten in einen geschichtlichen
Kontext stellen und anschließend im Grundgesetz skizzieren. 

 

Das Spannungsverhältnis zwischen freiem Mandat und
Geschlossenheit der Partei wird ebenfalls kurz behandelt, da es in den
Themenkomplex mit einspielt. Im Hinblick auf meine Fragestellung werde ich im
darauf folgenden Schritt überlegen, an welcher Stelle es zu eventuellen verfassungsrechtlichen
Einwänden in Bezug auf die Stellung des Abgeordneten kommen könnte, um dann in
meinem Hauptteil die soeben angeschnittene Theoriediskussion zu diesem
Themenkomplex zu erörtern. Bei der Darstellung der Theoriediskussion, werde ich
mich zu Gunsten einer klaren Darstellung der Problematik auf den Diskurs Julia
von Blumenthals und Suzanne Schüttemeyers beschränken. Gefolgt  von meiner
eigenen Einschätzung, wird die Arbeit in einem zusammenfassenden Fazit enden.





2. Die verfassungsrechtliche Stellung
des Abgeordneten

 

2.1. Die verfassungsrechtliche Stellung des Abgeordneten im
geschichtlichen Kontext

 

Sobald der Vorwurf erhoben wird, dass der Bundestag vom Entscheidungs-
zum Beschlussorgan verkommt, impliziert dies ebenso eine Gefährdung der
verfassungsrechtlichen Stellung der Abgeordneten. Der Vorwurf ist stets das
Produkt einer normativen Vorstellung davon, was der Bundestag und insbesondere die
Abgeordneten tun sollen. Der normative und formelle Rahmen des politischen Lebens,
ist im Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland positiv normiert. Ich möchte
im Folgenden diese Stellung erörtern.

 

Eine normative Vorstellung von der Stellung der
Abgeordneten fand sich schon in der Weimarer Reichsverfassung von 1919. Artikel
20 und 21 betonten hier ausdrücklich, dass „der Reichstag aus den Abgeordneten
des deutschen Volkes bestehe und die Abgeordneten Vertreter des gesamten Volkes
seien.“ Auch das freie Mandat wurde bereits bedacht, denn ganz dem Wortlaut des
heutigen Grundgesetzes nach hieß es, „dass die Abgeordneten ihrem Gewissen
unterworfen seien und an Aufträge nicht gebunden.“ Artikel 36 und 37
gewährleisteten sogar die Immunität und Indemnität der Abgeordneten. 

 

Leider blieb die erste praktizierende demokratische Verfassung Deutschlands eine „Demokratie ohne Demokraten“, die gesamtgesellschaftlich nicht genügend Rückhalt erfuhr und bekanntlich tragisch scheiterte.
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